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Unterrichtung
durch die Bundesregierung

Unterrichtung durch die Bundesregierung über Stabilitäts- und
Konvergenzprogramme der EU-Mitgliedstaaten

Nach den Bestimmungen des Stabilitäts- und Wachstums-
paktes haben die WWU-Mitgliedstaaten Ende 2001/Anfang
2002 zum dritten Mal überarbeitete Stabilitätsprogramme
und die nicht der Währungsunion angehörenden Mitglied-
staaten Konvergenzprogramme vorgelegt (Anlage: Rats-
stellungnahmen zu den Programmen; „Links“ zu den Stabi-
litäts- und Konvergenzprogrammen der Mitgliedstaaten).
Die in den Programmen niedergelegten Ziele bilden den
Ausgangspunkt für die haushaltspolitische Überwachung
sowie die Überwachung und Koordinierung der Wirt-
schaftspolitiken. Die Programme sind u. a. darauf gerich-
tet, wie das mittelfristige Ziel eines ausgeglichenen oder
einen Überschuss aufweisenden Haushalts („close to ba-
lance or in surplus“) erreicht werden kann. Die weitgehend
erfolgte Anwendung der überarbeiteten und in 2001 ver-
abschiedeten Richtlinie zum Format und Inhalt der Pro-
gramme („code of conduct“) hat die Vergleichbarkeit der
Programme eindeutig verbessert. Die aktualisierten Pro-
gramme decken im Allgemeinen die Jahre 2001 bis 2004
ab. Der ECOFIN-Rat hat auf seinen Tagungen im Januar,
Februar und März 2002 diese Programme evaluiert und
entsprechende Stellungnahmen verabschiedet, die sich auf
die jeweilige Empfehlung der Kommission stützen.

In der beigefügten Tabelle sind für alle Mitgliedstaaten
die Werte des BIP-Wachstums, des Finanzierungssaldos
und der Bruttostaatsschulden entsprechend den Program-
men von 2001 und 2000 sowie entsprechend der Kom-
missions-Herbstprognose aufgeführt.

Aus der diesjährigen Runde der Aktualisierung und Beur-
teilung der Stabilitäts- und Konvergenzprogramme lassen
sich folgende Schlussfolgerungen ziehen:

– Verglichen mit den Vorjahres-Programmen wurde von
den Mitgliedstaaten für 2001 eine deutliche Revision
der Wachstumszahlen des BIP nach unten vorgenom-
men. Für 2002 fällt die Revision nach unten weniger
stark aus, wohingegen die Wachstumsraten für 2003 und
2004 nur marginal nach unten angepasst worden sind.

Insbesondere für 2002 sind die Wachstumsprognosen
der Mitgliedstaaten weiterhin deutlich optimistischer
als die der Kornmission. In der vorherigen Runde der
Aktualisierungen waren die Programme in Bezug auf
die Wachstumsannahmen im Durchschnitt wesentlich
vorsichtiger als die Schätzungen der Kommission.

– Um den Prognose-Unsicherheiten Rechnung zu tragen,
haben einige Länder in ihren aktualisierten Programmen
Alternativszenarien – mit weiter verminderten Wachs-
tumsannahmen – berechnet (Deutschland, Frankreich,
Griechenland, Irland, Finnland, Schweden, Nieder-
lande).

– Der Konsolidierungskurs der Staatsfinanzen im Euro-
Gebiet wird erfolgreich fortgesetzt. Aufgrund globaler
Konjunkturabschwächung stieg der Finanzierungs-
saldo der Mitgliedsländer der Euro-Zone („EUR-12“)
zwar in 2001 auf – 1,1 % des BIP an (2000: – 0,8 % des
BIP), wird jedoch 2003 voraussichtlich auf – 0,4 % des
BIP sinken und in 2004 einen Überschuss von 0,1 %
des BIP erreichen. Die Entwicklung in der gesamten
EU („EU-15“) verläuft entsprechend (2004: – 0,1 %
des BIP).

– Länder, die das Mittelfristziel („close to balance or in
surplus“) erreicht haben: Luxemburg, Finnland, Schwe-
den, Dänemark, Spanien, Österreich und Niederlande.
Diese Länder weisen sowohl gegenwärtig als auch bis
2004 in ihren Programmen Finanzierungsüberschüsse
bzw. ausgeglichene Salden aus. Großbritannien hat
zurzeit noch Überschüsse aufzuweisen, plant jedoch
aufgrund seiner umfangreichen Investitionspläne ab
2003 Defizite in Höhe von rund 1 % des BIP.

– Demgegenüber haben folgende Länder das mittelfris-
tige Defizitziel noch nicht erreicht: Deutschland, Ita-
lien, Frankreich und Portugal. Diese Länder werden
nicht nur in 2001, sondern mit größter Wahrschein-
lichkeit auch in 2002 und in 2003 Haushaltsdefizite



Drucksache 14/8844 – 2 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode

ausweisen. Die 3 %-Defizitgrenze wird jedoch von
keinem Land überschritten. Deutschland und Portugal
haben sich auf der Ratstagung am 12. Februar
nochmals explizit dazu verpflichtet, ein Überschreiten
der 3 %-Grenze zu verhindern und bis 2004 einen na-
hezu ausgeglichenen Haushalt zu erreichen.

– Aus den aktualisierten Programmen geht hervor, dass
die Einnahmen- und Ausgabenquoten im Betrach-
tungszeitraum 2001 bis 2004 voraussichtlich abneh-
men werden. Bis 2004 werden die gesamten Einnah-
men leicht unter 46 % des BIP und damit von 2001 bis
2004 um 0,8 %-Punkte des BIP sinken, was jedoch
durch die Abnahme der Ausgabenquote im gleichen
Zeitraum um 1,7 % des BIP überkompensiert wird.
Einnahmen- und Ausgabenquoten sinken in fast allen
Ländern (starke Senkung in: Finnland, Luxemburg,
Österreich, Belgien, Irland, Italien und Schweden). In
mehreren Ländern wird die Ausgabenquote bis 2004
mindestens um 2 % des BIP gesenkt (Deutschland,
Österreich, Portugal, Italien und Griechenland).

– Der Schuldenstand im Euro-Gebiet wird weiterhin
kontinuierlich auf ca. 63 % des BIP in 2004 fallen, er
geht damit langsamer zurück als im vergangenen Jahr
veranschlagt. Zurückzuführen ist dies auf geringere
Primärüberschüsse (d. h. Haushaltssaldo abzüglich von
Zinsausgaben) und ein geringeres nominales BIP-
Wachstum, vor allem in 2002. Unter der Vorausset-

zung, dass die Zielgrößen für den Schuldenquotienten
von den Mitgliedstaaten vorsichtig berechnet wurden,
könnte der Referenzwert von 60 % des BIP für das ge-
samte Euro-Gebiet 2004 erreicht werden. 2004 werden
nach Maßgabe der Programme fast alle Mitgliedstaa-
ten die 60 %-Grenze unterschreiten, mit Ausnahme
von Belgien (2004: 93 % des BIP), Griechenland
(2004: 90 % des BIP) und Italien (2004: 98 % des
BIP).

– Alle Mitgliedstaaten haben in ihren Programmen ent-
sprechend den überarbeiteten Richtlinien Informationen
über die längerfristigen finanziellen Folgen der Bevöl-
kerungsalterung für die öffentlichen Haushalte vorge-
legt. Auf Gemeinschaftsebene erstellte Modellrech-
nungen auf der Grundlage standardisierter Annahmen
zeigen, dass in den meisten Mitgliedstaaten die Bevöl-
kerungsalterung zu einem Anstieg der öffentlichen
Ausgaben zwischen 4 % und 8 % des BIP in den nächs-
ten Jahrzehnten führen könnte; in einigen Ländern
könnte der Anstieg noch stärker ausfallen. Es ist nicht
auszuschließen, dass sich daraus für mehrere Länder in
der Zukunft Risiken großer Haushaltsungleichgewichte
ergeben, die ohne Ergreifung von Gegenmaßnahmen zu
einer Verletzung des Stabilitäts- und Wachstumspaktes
führen könnten. Dies verdeutlicht nochmals, wie wich-
tig es ist, dass alle Mitgliedstaaten ihr mittelfristiges
Defizitziel („close to balance or in surplus“) bis 2004
erreichen und langfristig einhalten.
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